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Liebe Leserinnen und Leser dieser Broschüre,

„Essen für alle in der Einen Welt“: Diese einfachen und klaren Worte haben wir als Titel für unsere Multiplika-
toren-Konferenz und für unsere „Mannheimer Erklärung“ zur Reform des Agrarhaushaltes der Europäischen
Union gewählt. Auch deshalb, weil ich als grüne Abgeordnete des Europa-Parlaments im Haushaltsausschuss
bin und nicht möchte, dass 2011 und 2012, wenn mindestens die finanziellen Weichen für die nächsten sieben
Jahre EU-Haushalt gestellt werden, wieder Prämissen gesetzt werden, die in Europa eine die Umwelt verschmut-
zende, industrielle Monokulturen-Landwirtschaft fördern und in anderen Teilen der Welt Menschen verhun-
gern lassen. Es darf nicht sein, dass ein Teil der Menschheit dem anderen den Teller leer isst.
  Es kann auch nicht angehen, dass die Hälfte der erzeugten Nahrungsmittel aus den verschiedensten Gründen
nicht auf dem Teller ankommt: Weil dieser Teil schon auf dem Feld aussortiert wird, weil er in Lagern verrottet,
weil er im Supermarkt weggeworfen wird oder im Haushaltsmüll landet. Ich weiß wohl, wie provozierend diese
Thesen sind, wenn man sie zu Ende denkt. Aber ich weiß auch, dass es höchste Zeit ist, sich den daraus erwach-
senden Konsequenzen für unser aller Alltag zu stellen.
  „Essen für alle in der Einen Welt“ darf keine Utopie bleiben. Wir fordern einen Paradigmenwechsel in der
Agrarpolitik. Wir dürfen nicht dulden, dass eine Milliarde Menschen auf diesem Globus vom Hungertod be-
droht sind und ebenso viele an krankhaftem Übergewicht leiden. Wie künftig die Menschheit ernährt wird, ist
vielleicht die wichtigste Fragestellung im Hinblick auf Klima, Umwelt, Gesundheit, aber auch im Hinblick auf
soziale Gerechtigkeit und Demokratie. Landwirtschaft und Lebensmittel gehen uns alle an. Wir sind alle Betrof-
fene und Experten zugleich.
  In Deutschland werden heute nur noch elf Prozent des Einkommens für Nahrungsmittel ausgegeben. Das ist
in manchem Geldbeutel weniger als für das Auto oder die Telekommunikation. Diese Ignoranz gegenüber dem,
was wir essen, muss aufhören. Genau wie der Umstand, dass zwar alle 27 Europäischen Staaten sich darüber
einig sind, dass es ein Menschenrecht auf Nahrung gibt, aber dass sie nicht zuletzt durch Exportsubventionen
seit vielen Jahren dazu beitragen, dass viele Männer, Frauen und Kinder auf diesem Planeten genau dieses
existenzielle Recht versagt bleibt.
  Mir ist wohl bewusst, dass die EU und ihre Landwirtschaftspolitik von den Erfahrungen des Hungers während
der Weltkriege herrührt. Da ging es erst einmal darum, Masse zu produzieren und die Münder zu stopfen. Das
mündete dann dank enormer Effizienzsteigerung in den wohlbekannten Milchseen und Tomatenbergen. Längst
schon ist hier vieles aus dem Ruder gelaufen und die Umsteuerung hat zum Glück angefangen, aber eben erst
angefangen. Es kann nicht sein, dass wir auf der ganzen Welt Land „verbrauchen“, um Soja für unsere Massen-
tierhaltung und unseren exorbitanten Fleischkonsum zu erzeugen oder, ebenso dramatisch, um Pflanzen anzu-
bauen, aus denen Agrosprit erzeugt wird, so dass ehemalige Kleinbauern neben diesen Monokulturen verhun-
gern. Wir werden uns künftig diese Art der energieintensiven Landwirtschaft nicht mehr leisten können. Da ist
Europa Entwicklungsland und kann von den Bauern in Asien und Afrika eine Menge lernen.
  Die Zukunft gehört der regionalen, umweltschonenden kleinbäuerlichen Landwirtschaft. Denn mit dem Erd-
öl wird auch der Rohstoff  für die Dünge- und Pflanzenschutzmittel zur Neige gehen. Noch können wir um-
steuern und wieder mehr Verantwortung übernehmen für das, was uns nährt und erhält. Ich bin mir wohl
bewusst, dass das eine neue Form des Wirtschaftens erfordert und tief greifende Veränderungen im Bildungs-
system, aber auch im sozialen Leben nach sich ziehen wird. Doch wir müssen Ökonomie und Ökologie genau
an diesem Punkt in Einklang bringen. Denn wir haben nur diese eine Erde.
  In diesem Sinne wünsche ich mir, dass aus dieser Initiative ein langfristiges Netzwerk entsteht von Menschen,
die sich diesen Gedanken verpflichtet fühlen und an einer zukunftsfähigen und nachhaltigen Konsumpolitik
mitwirken wollen. Da, wo sie zuhause sind, beispielsweise in der Metropolregion Rhein-Neckar-Pfalz, aber auch
in Europa und auf der ganzen Welt.

Vorwort
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Programmübersicht

Essen für alle in der einen Welt

Begrüßung durch Daniel Strauß vom Landesverband der Sinti und Roma als Gastgeber sowie von Franziska
Brantner (MdEP, Veranstalterin).
Eingangsstatements im Gespräch mit Moderatorin Tanja Busse von:
-Martin Häusling (MdEP) und agrarpolitischer Sprecher von Grünen/EFA: Was bedeutet die Revision des
EU-Agrarhaushaltes 2013 ganz konkret, wo sind die Stellschrauben, wo die Schwachstellen, was können wir
tun?
-Ulrike Höfken (MdB) und Agrarexpertin: Was uns auf den Nägeln brennt, warum wir Ökonomie und Öko-
logie zusammen sehen müssen.

Workshops
Die Moderatorinnen und Moderatoren bringen hier durch ein längeres Eingangsstatement zunächst alle etwa
auf den gleichen Stand, dann steuern Expertinnen und Experten ihr Fachwissen bei, bevor gemeinsam disku-
tiert und Thesen für die Erklärung formuliert werden sollen.

Workshop 1: Gesundheit und Bildung, Public Health: Vernünftige Ernährung fängt klein an, gesundes Essen
als Prävention und Bildungsauftrag, Moderation Peter Tinnemann, Expertise: Franziska Brantner (MdEP),
Kathrin Raabe (Homepage gegen Essstörungen), Norbert Pasternack (BKK-advita)

Workshop 2: Weltagrarkonferenz: Warum wir den anderen den Teller leer essen, wie wir es ändern können
und was deutsche und europäische Agrarpolitik damit zu tun haben, Weltagrarbericht und künftige Landwirt-
schaftspolitik der EU, Moderation Benedikt Haerlin, Expertise: Heinz Reinke (Nicaragua-Forum Heidelberg)
und Martin Wolpold-Bosien (Fian).

Workshop 3: Erzeuger und Verbraucher: Beide im gleichen Boot, deshalb besser an einem Strang. Wissen,
was man isst, Informationsrechte der Konsumenten, Moderation Tanja Busse. Expertise: Ulrich Jasper (AbL)
und Bernd Naumer (Biobauer) sowie Martin Häusling (MdEP).

Workshop 4: Ökonomie und Ökologie in Sachen Lebensmitteln: Warum gesunde Produktion auch wirt-
schaftlich vernünftig ist oder was Grüne Gentechnik mit ökonomischer Zerstörung zu tun hat, Moderation
Wilfried Bommert. Expertise: Ulrike Höfken (MdB), Alexander Spangenberg (Bürger   für eine gentechnik-
freie Kurpfalz), Josef Feilmeier (Gentechnikfreie Futtermittel) und Prof. Mathias Binswanger (Volkswirt-
schaftler und „Glücksforscher“).

Abschließende Diskussion: Moderatorinnen und Moderatoren der Workshops werden zu Reportern auf
dem Podium, Zusammentragen der Ergebnisse, erste Formulierung der „Metrogrünen Erklärung zum künfti-
gen EU-Agrarhaushalt“.

Beginn der Veranstaltung in Heidelberg, Literaturcafé, Poststraße 4, mit Franziska Brantner (MdEP), Tanja
Busse (Die Ernährungsdiktatur), Frank Wetzel (Stadtrat), Heinz Reinke (Nicaragua-Forum)  und Martin
Wolpold-Bosien (FIAN  für das Menschenrecht auf Nahrung).
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Politische Vorgaben und technische
Neuerungen haben die Landwirt-
schaft in den letzten Jahrzehnten
grundlegend verändert. In Zukunft
wird der Klimawandel seine Spuren
in der Erzeugung landwirtschaftli-
cher Produkte hinterlassen. Das Eu-
ropäische Parlament entscheidet
dank des Lissabon-Vertrages zum er-
sten Mal über den Agrarhaushalt der
Europäischen Union (EU) mit.
Anlass genug, um über das komple-
xe Thema Landwirtschaft und Er-
nährung nachzudenken. Das taten
knapp 100 Expertinnen und Exper-
ten aus den verschiedensten Berei-
chen bei der Multiplikatoren-Konfe-
renz „Essen für alle“ in den Räum-
lichkeiten des Landesverbandes der
Sinti und Roma in Mannheim. Eine
durchaus passende Lokalität, denn
das mitten in den Quadraten gelege-
ne historische Gebäude war ehemals
ein Weinkeller.
  Auch die Metropolregion Rhein-
Neckar erschien der Europaab-

Essen für alle
Von der Vernichtung der Lebensmittel bis hin zur Gentechnik -

Viele Themen wurden gleich zu Beginn angerissen

Franziska Brantner und Daniel Strauß begrüßten die Teilnehmer an der Veranstaltung
„Essen für alle in der einen Welt“ in den Räumen des Landesverbandes der Sinti und
Roma in Mannheim

4

Wir sind alle Experten

geordneten Franziska Brantner der
richtige Ort für eine derartige Kon-
ferenz. „Die Rhein-Neckar Region
ist nicht ganz unbedeutend in Bezug
auf die Landwirtschaft, gibt es doch
hier beispielsweise große Unterneh-
men der chemischen Industrie, wie
BASF, oder Flächen für den Anbau
gentechnisch veränderter Pflanzen“,
erläuterte die Europaabgeordnete.
Außerdem finden sich in der Region
viele Andersdenker und Anders-
macher, die wichtige Anstöße für
eine neue Agrarpolitik geben kön-
nen.
  „Wir sind alle Experten in Fragen
der Ernährung“, hielt die Autorin
(„Die Ernährungsdiktatur“) Tanja
Busse fest, die die Einführungs-

veranstaltung moderierte. Deshalb
sei es wichtig, das Wissen der Fach-
leute mit dem der Konsumenten zu
verknüpfen.
  „Der Agrarhaushalt ist mit 56 Mil-
liarden Euro der größte Einzelhaus-
halt innerhalb der Europäischen
Union“, wies Landwirt und  Europa-
abgeordneter Martin Häusling auf
die Bedeutung der Agrarpolitik in-
nerhalb der EU hin. Jedoch sei nicht
die Abschaffung der Agrarsubven-
tionen der zentrale Punkt einer zu-
künftigen EU-Agrarpolitik, sondern
vielmehr die Frage: Was machen wir
mit den 56 Milliarden Euro? Dabei
sei besonders zu berücksichtigen,
dass durch die eingesetzten Gelder
nicht nur positive Effekte erzielt
würden. „Wir müssen uns fragen:
Wer hat einen Nutzen und wem scha-
det es“, gab der agrarpolitische Spre-
cher der Grünen/EFA Martin
Häusling einen Themenpunkt für die
nachfolgenden Workshops vor.
  Gleichzeitig leisten sich die EU und
die USA ein äußerst verschwenderi-

sches Agrarsystem. „50 Prozent der
produzierten Nahrungsmittel gelan-
gen nicht auf den Esstisch“, sagte
Martin Häusling. So bleiben etwa 40
Prozent der erzeugten Kartoffeln
auf dem Acker, da sie nicht der vor-
gegebenen Norm entsprechen. Auf
der anderen Seite gelte es, etwas ge-
gen die Abhängigkeit von Soja-
importen zu tun, denn es wird vor
allem  gentechnisch verändertes Soja
nach Europa importiert. Der Soja-
import bedeutet darüber hinaus, dass
unsere hiesigen Schweine durch Pro-
dukte gemästet werden, deren Anbau
in Südamerika etwa im Amazonas-
gebiet stattf indet. „Die Landwirte in
der Europäischen Union müssen
wieder Soja anbauen“, forderte der
Europaabgeordnete und wies darauf
hin, dass der „Peak-soil“, also der
Gipfel der Ausbeutung des Bodens,
längst überschritten sei.
  Außerdem findet derzeit in der
Landwirtschaft ein sehr starker Kon-
zentrationsprozess zu Massentier-
haltung und dem gleichzeitigen Ver-



Der Europaabgeordnete Martin Häusling im Gespräch mit Tanja Busse.

Die Bundestagsabgeordnete Ulrike Höfken ging vor allem auf die Problematik gentechnisch
veränderter Pflanzen ein.

schwinden der Kleinbauern statt.
Der Druck der Lobbyisten aus der
Ernährungsindustrie auf die Politik
ist zudem sehr groß, wie die Verhin-
derung der Lebensmittelampel be-
wiesen hat.
  Bisher hat die EU auf eine Libera-
lisierung des Agrarmarktes gesetzt.

Die Gesellschaft muss
den Landwirten

entgegenkommen

„Am Beispiel der Milchbauern und
deren Proteste gegen die zu gerin-
gen Milchpreise haben wir schon mal
gesehen, was daraus wird“, sagte
Martin Häusling und fuhr fort: „Die
Landwirte warten darauf, dass ihnen
die Gesellschaft entgegenkommt“.
So fühlen sich die Bauern massiv ein-
geengt und haben kaum Spielräume
bei ihren Entscheidungen, was sie in
den kommenden Jahren produzieren
werden. Dabei benötigen sie gerade
für längere Zeit eine gewisse Sicher-
heit, aber mit 20 Cent pro Liter Milch
gibt es laut Häusling keine Sicherheit
für die nächsten 20 Jahre.
  Speziell auf die Gentechnik ging die
rheinland-pfälzische Bundestagsab-
geordnete Ulrike Höfken ein. „Ei-
gentlich müsste man die Gentechnik
verbieten“, forderte sie. Dabei sei
Deutschland derzeit noch relativ frei
in Bezug auf gentechnisch veränder-
te Pflanzen. Nur die Kartoffelsorte

Amflora ist bisher zugelassen. Trotz-
dem wolle man in Deutschland alles
tun, um dem Anbau von Genpflan-
zen gesetzlich einen Riegel vorzu-
schieben. Auf  keinen Fall soll dabei
eine Aufteilung in Schutzgebiete, die
frei von gentechnisch veränderten
Pflanzen sind, und in „Schmutz-
gebiete“ in denen derartige Pflanzen
angebaut werden dürfen, geschehen.
  „Genpflanzen sind Giftpflanzen
und dürften deshalb gar nicht zuge-
lassen werden“, sagte die Agrarex-
pertin, die deshalb die Zulassungs-
verfahren der Genpflanzen verschär-
fen will.
  Allerdings würden in Berlin die-
politischen Ansichten aufeinander-

Genpflanzen sind
Giftpflanzen
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prallen, berichtete Ulrike Höfken aus
der Bundeshauptstadt. „Die Politik
der CDU/CSU/FDP- Bundesregie-
rung geht in Richtung Industrialisie-
rung der Landwirtschaft.
  Wir sagen dagegen, es geht um öko-
logisch-soziale Nachhaltigkeit und
Verteilungsgerechtigkeit. Wir wollen
eine dezentrale Landwirtschaft, ähn-
lich wie bei der Energieversorgung.
  Dabei dürfen die bäuerliche Land-
wirtschaft und die Kleinbauern nicht
im Museum zu finden sein“, machte
Ulrike Höfken deutlich.

Deshalb muss verhindert werden,
dass Deutschland durch neue Zulas-
sungen von Pflanzen zu einem Gen-
technik-Land wird. Erfreulich sind in
dieser Hinsicht einige positive Signa-
le, wie etwa, dass die Landwirte im
CSU-Stammland Bayern vermehrt
gegen den Einsatz von Genpflanzen
sind.
  „Es gibt noch keinen Grund zur
Resignation. Wir stehen noch vor der
Zulassung von Genpflanzen und
können selbst noch eine ganze Men-
ge tun“, hob Tanja Busse abschlie-
ßend hervor und entließ die Konfe-
renzteilnehmer in die verschiedenen
Workshops.



Die tägliche Stimmkarte der
Verbraucher ist ihr Geldbeutel

Workshop „Okönomie und Ökologie in Sachen Lebensmittel“

Der Workshop „Ökonomie &  Öko-
logie“, moderiert vom WDR-Journa-
list Wilfried Bommert, stand ganz im
Zeichen der Frage, wie die Ernäh-
rungssituation und damit auch die
Rahmenbedingungen für die Nah-
rungsmittelproduktion im Jahr 2050
aussehen werden. Zunächst skizzier-
te Bommert deshalb die Rahmenbe-
dingungen für eine zukunftsfähige
Landwirtschaft, die maßgeblich
durch Knappheiten, den so genann-
ten „Peaks“ geprägt sind:
 1. „Peak Oil“: Der Rückgang der Öl-
Fördermengen wird das heutige Aus-
maß an Lebensmittel- und Futter-
transporten und an Stickstoffdün-
gern unmöglich machen.
2. „Peak Soil“: Durch Erosion und
Versiegelung geht die Menge an Bo-
den zur landwirtschaftlichen Ver-
wendung stark zurück. „Schon heu-
te sind mehr als ein Drittel der Bö-
den nicht mehr nutzbar. Bodenero-
sion, Versalzung und Versiegelung
schreiten stark voran.“, so Bommert.
3. „Peak Water“: Die große Abhän-
gigkeit von Wasserreservoirs wird in
vielen Regionen die landwirtschaft-
liche Nutzung der Böden unmöglich
machen. So sind schon heute etwa
50 Prozent der Wasserreserven ver-
braucht, für Saudi-Arabien etwa wird
ein Ende der Vorräte innerhalb der
nächsten Jahrzehnte prognostiziert.
4. „Peak Biodiversity“: Der Arten-
schwund, der unter anderem durch
die Ausbreitung der Monokulturen
verstärkt wird, verkleinert den Gen-
pool und damit die Widerstandsfä-
higkeit der Nutzpflanzen.
5. „Peak Nährstoffe“: Die Antreiber
„moderner“ Landwirtschaft, die
Düngemittel, werden schon bald
nicht mehr vorhanden oder bezahl-
bar sein. Bei den gebräuchlichsten
Düngemittel wie Phosphor und Kali
zeichnen sich bis zur Mitte des Jahr-

Moderator Wilfried Bommert erläuterte die Rahmenbedingungen.

hunderts zum Teil gravierende Eng-
pässe ab.
6. „Peak Climate“: „Die Klima-
stabilität der Welt ist beendet.“ -
Dürrefeuer in Russland und Über-
schwemmungen in Pakistan haben
auch dieses Jahr wieder für drastische
Ernteausfälle und damit zur drama-
tischen Verteuerung von Lebensmit-
teln gesorgt. Viele Wissenschaftler
gehen bis zum Jahr 2050 von klima-
bedingten Ernteausfällen von 60 bis
80 Prozent aus.
7. „Peak Demographie“: Im Jahr
2050 werden etwa 9,7 und damit drei
Milliarden Menschen mehr die Erde
bevölkern. Das bedeutet eine viel
größere Nachfrage und damit neue
Preissprünge auf den Weltmärkten.
  Mit diesem Rahmen künftiger land-
wirtschaftlicher Entwicklung im
Kopf, stellte sich die Runde darauf-
hin der Frage, was dies konkret für
die künftigen Produktionsformen
bedeuten wird.
  Ein besonderer Fokus lag auf der
Frage, wie zukunftsfähig die Land-
wirtschaft, wie wir sie heute haben,
wirklich ist.

  Die grüne Bundestagsabgeordnete
Ulrike Höfken sah dies sehr kritisch,
da die verknappenden Ressourcen
und die steigende Nachfrage die Gier
der Großkonzerne befeuerten und
uns „eine krasse Preissteigerung von
bis zu 20 Prozent in den nächsten
acht Jahren“ ins Haus stünde.
  Auch der Schweizer Ökonom
Mathias Binswanger, der für seine
Publikationen zu Wirtschaftswachs-
tum und Glück bekannt ist, sah we-
nig Hoffnung, solange die Landwirt-
schaft in den Freihandel und das
Wettbewerbssystem eingebettet ist.
Da hier der wichtigste Produktions-
faktor Boden statt Kapital sei, habe
die Landwirtschaft eine natürliche
Wachstumsbegrenzung. Diese Be-
nachteiligung im Wettbewerb führe
zu weniger Nachhaltigkeit und kurz-
fristiger Produktionssteigerung -
kurz: „zu einer landwirtschaftlichen
Tretmühle, in der die Bauern immer
produktiver werden und trotzdem
auf keinen grünen Zweig kommen“,
so Binswanger.
  Aufgrund der Anforderung für die
Landwirtschaft, künftig ein deutlich

6



Der Workshop „Ökonomie und Ökologie bei Lebensmitteln“.

geringeres Transportaufkommen zu
benötigen, widmete sich der in der
Anti-Gen-Bürgerinitiative „BürGen-
Land“ aktive Alexander Spangenberg
der Frage, welche Zukunftschancen
regionales Landwirtschaften habe.
Die größte Chance sieht er dabei bei
der Direktvermarktung, die dem Pro-
duzent viel mehr Einfluss auf Qua-
lität gebe und nicht gleich ein Drit-
tel der Ernte nach Normen aussor-
tiere. Dafür müssten jedoch Struk-
turen geschaffen werden, die für hö-
here Verbraucherpreise sorgen wür-
den, sowie eine Förderung der Poli-
tik voraussetzten. „Jede Bürgerin und
jeder Bürger“, so Spangenberg, habe
„eine tägliche Stimmkarte zur Verfü-
gung - ihren Geldbeutel.“
  Dieser Appell an die Verantwor-
tung der Verbraucher führte dann zu
der Frage, ob sich die Politik damit
nicht aus der Verantwortung rede,
und so gab Ulrike Höfken ihre Ein-
schätzung der politischen Gestal-
tungsmöglichkeiten dar: Aufgrund
der gespaltenen Zuständigkeiten des
politischen Systems sei zwar keine
Revolution, aber Weichenstellungen
möglich. Wichtig sei es hier moder-
nere Formen der Direktvermark-
tung, wie Erzeugergemeinschaften,
zu propagieren. Besonders wichtig
sind ihr auch die Kindergarten- und
Schulernährung, denn, so die stell-
vertretende Vorsitzende des Aus-
schusses für Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz, „die heutige Ernäh-
rungsform vieler Kinder ist Körper-
verletzung und produziert Krankhei-
ten und Kosten für die kommenden
Generationen.“ Abschließend stell-
te auch sie klar, dass es vor allem auf
eine „Revolution von unten“ ankom-
me, eine Bewegung, die einen Ab-
satzmarkt für gentechnikfreie, öko-
logische Produktion schaffe.
  Auch der Futtermittelhändler Josef
Feilmeier sah das Hauptproblem der
Landwirtschaft im Wettbewerbs-
druck und in der Desinformation. Er
rechnete vor, dass eine Umstellung
der gesamten Landwirtschaft in
Österreich hin zu gentechnikfreier
Landwirtschaft pro Kopf  weniger als
drei Euro im Jahr kosten würde.
Trotzdem erlebe er es täglich, dass
Landwirte durch schlechte Beratung

glaubten, gentechnisch veränderte
Futtermittel seien billiger und eine
ökologische Produktionsweise mit
exorbitanten Mehrkosten für sie ver-
bunden. Die landwirtschaftliche
Ausbildung müsse an den Prinzipi-
en Nachhaltigkeit statt Produktions-
maximierung ausgerichtet sein, und
die Landwirtschaft brauche eine un-
abhängige Beratung.
  An die Voraussetzungen der künf-
tigen Landwirtschaft zurückerin-
nernd, warf Moderator Wilfried
Bommert die Frage auf, wie eine
Landwirtschaft im Jahr 2050 über-
haupt noch aussehen könne und
nannte Eckpunkte, die mehrheitlich
von allen Teilnehmenden unterstützt
wurden:
 - unabhängig vom Erdöl;
- Bodenfruchtbarkeit bewahrend;
- Wasser konservierend;
- Artenvielfalt sichernd;
- börsenunabhängig;
- regionale Nährstoff-Kreisläufe op-
timierend (Kompostierung, etc.);
- Klimagase minimierend (Tierhal-
tung, Maschinenverwendung);
- veränderte Be- und Verarbeitung
von Lebensmitteln: weniger Kalo-
rienverlust bei der Ernte, durch Mit-
esser bei der Lagerung und schließ-
lich dem Wegwerfen von Nahrung;
- regional.
  Doch wie führt der Weg für die
Beteiligten dahin? Grundlegend für
einen solchen Wandel der Landwirt-
schaft, so Binswanger, sei eine Her-
ausnahme der Landwirtschaft aus der

Welthandelsorganisation WTO, um
eine Entwicklung unter den eigenen
Bedingungen ohne Wachstums-
zwang zu ermöglichen. Als große
Chance sehe er außerdem, neue Di-
rektvermarktungsformen durch die
Informationstechnologien, wie etwa
den „intelligenten Kühlschrank“.
  „Anarchiebewegungen“ seien es, so
sind sich Feilmeier und Spangenberg
hingegen einig, die Veränderung
brächten. Gemeint sind damit be-
wusster Konsum, den „Geldbeutel
als Stimmkarte“ zu verwenden, so-
wie direkte Aktionen. So erzählte
Feilmeier von einer Aktion, bei der
in Südtirol ein Dutzend Frauen in
kurzen Zeitabständen einen Super-
markt betraten und dort den Betrieb
aufhielten, indem sie darauf bestan-
den, nur eindeutig gentechnikfreie
Produkte zu kaufen. Dies führte
dazu, dass der Markt innerhalb kür-
zester Zeit eine Liste für alle Produk-
te auslegte und schließlich nur noch
gentechnikfreie Waren verkaufte.
  Für diesen Druck von unten sei es
genauso wichtig, dass bereits exis-
tierende Verbraucherinformations-
symbole, wie das neue „Genfrei“-
Logo, publik gemacht würden. Die
Aufklärung, „der Kampf gegen die
Ahnungslosigkeit der Verbraucher“,
sei das A und O.
  Auch wenn der Wunsch nach Aus-
tausch noch lange nicht gesättigt war,
waren sich schlussendlich alle einig,
dass die vielen Menschen und Ideen
optimistisch stimmten.
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Lebensmittel müssen weltweit wieder
mehr wert werden

Workshop „Essen in der Einen Welt“

  Ob es uns passt oder nicht: Die
Menschheit hat eine Art gärtnerische
Verantwortung für den ganzen Pla-
neten. So der einhellige Tenor des
Workshops „Essen in der einen
Welt“. Hier hatten sich Menschen
zusammengefunden, die Lebensmit-
tel und ihre Produktion in den glo-
balen Kontext stellen wollten. Dazu
gehörten eine Mitarbeiterin eines
Weltladens, eine Ärztin, eine Sozial-
pädagogin, eine Lebensmittel-
chemikerin, eine Expertin in Sachen
„Public Health“, aber auch Engagier-
te aus den Bereichen „Fairer Han-
del“, Entwicklungshilfe und dem
Kampf um das Menschenrecht auf
Nahrung.
Sie alle waren sich einig: Wir müssen
Landwirtschaft als eine Art Ökosy-
stem begreifen, das für das Überle-
ben der Menschen auf der Erde eine
zentrale Rolle spielt. Die Zahlen, so
zitierte Moderator Benedikt Haerlin
aus dem „Weltagrarbericht“, den 58
Regierungen unterschrieben haben,
sind so eindeutig wie alarmierend.
Der Hunger nimmt zu, fast eine Mil-

In einem Ausstellungs-Ambiente diskutierten die WorkshopteilnehmerInnen über die Vertei-
lung von Lebensmitteln in der Welt.
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liarde leiden darunter, davon 70 Pro-
zent auf dem Land. Doch das Gan-
ze ist kein Problem der Produktion,
sondern des Zugangs von Menschen
zu Nahrung.
  2008, just in dem Jahr, als die Prei-
se explodierten und die Lebens-
mittelkrise ihren Höhepunkt erreich-
te, wurde auch die historisch beste
Getreideernte eingefahren. Noch nie
war die Produktion pro Kopf  so
hoch wie derzeit (sie übersteigt bei
weitem das, was die Menschheit zum
Überleben braucht) und lange schon
stieg die Zahl der Hungernden nicht
mehr so rasch an (übrigens auch in
den Industrieländern). Ein Beleg da-
für, dass auch im Agrarbereich lange
schon verantwortungslose Spekulan-
ten eine zentrale Rolle übernommen
haben. Die Produktion von Mais,
Weizen und Reis hat sich in den ver-
gangenen 40 Jahren verzweifacht.
Besorgnis erregend ist jedoch, dass
nur noch 47 Prozent davon für Le-
bensmittel Verwendung finden, 35
Prozent bereits für Tierfutter und 18
Prozent für sonstiges wie Agrosprit.

  Im Weltagrarbericht, der internatio-
nalen Bestandsaufnahme von land-
wirtschaftlichem Wissen, Forschung
und Technologie, haben sich, so
Haerlin, sieben zentrale Botschaften
herauskristallisiert. Dazu gehören:
Die  kleinbäuerliche Landwirtschaft
ist das Rückgrat der Welternährung.
Frauen spielen eine zentrale Rolle in
der Landwirtschaft. Das Wissen der
Bäuerinnen und Bauern muss end-
lich in die öffentliche Forschung ein-
f ließen. Der Hunger ist nur lokal zu
überwinden. Für all das ist eine
agrarökologische Revolution mit
Paradigmenwechsel unerlässlich ist.
  Eine bedeutende Rolle spielt dabei
die Ernährungssouveränität, das
Recht der Menschen darauf, auf de-
mokratische Weise ihre eigene Agrar-
und Ernährungspolitik zu bestim-
men. „Niemand darf gezwungen
werden“, so Haerlin, „aus Not Raub-
bau an Ressourcen zu treiben“.

Gesunde Ernährung
ist eine Frage der

Qualität

  Das gelte im Übrigen ebenso für die
Landwirtschaft in Entwicklungslän-
der wie in Europa. Gesunde Ernäh-
rung ist längst schon keine aus-
schließliche Kalorienfrage mehr,
sondern viel eher eine Frage der
Qualität als eine der Quantität. Und
gerade in den USA zeigen sich be-
sonders die Fettleibigkeitsprobleme
durch falsche Ernährung aufgrund
von Armut. Und die Schere zwischen
Untergewicht und gesundheitsge-
fährdendem Übergewicht auf der
Erde klafft immer weiter auseinan-
der.
  Landwirtschaft ist viel multifunk-
tionaler als im allgemeinen Bewusst-
sein präsent ist. Sie hat nicht nur



Moderator Benedikt Haerlin (rechts) in der Diskussion mit den Workshopteilnehmenden.
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Verluste in der
Lebensmittelkette

vermindern

unmittelbaren Einfluss auf Böden,
Wasser, Klima und biologische Viel-
falt, sondern auch auf Ernährung
und Handel, aber auch auf Gesund-
heit, das Geschlechterverhältnis und
die Kultur.
  Die Art, wie wir in Zukunft Land-
wirtschaft betreiben, ist der zentrale
Faktor für das Überleben unserer
Spezies – das zeigt die Studie „a safe
operating space for humanity“, also
etwa „Die Menschheit im sicheren
Betriebsbereich“, die ein Team von
Ressourcenforschern im Jahr 2009 in
der Zeitschrift „Nature“ veröffent-
licht hat (Nature, Vol. 461/24).

  Nicht zu unterschätzen ist auch das
Beschäftigungspotenzial der Land-
wirtschaft. Auch wenn das in den
Industrieländern nicht mehr bewusst
ist: 40 Prozent der Menschen welt-
weit arbeiten in diesem Sektor, das
sind 525 Millionen Bauernhöfe welt-
weit, 95 Prozent davon in Afrika und
Asien, wo die durchschnittliche Flä-
che pro Hof  gerade einmal 1,6 Hekt-
ar beträgt, im Gegensatz zu Süd- und
Mittelamerika, wo es 67 Hektar sind.
85 Prozent aller Bauern bewirtschaf-
ten weniger als zwei Hektar. Beleg für
Benedikt Haerlin, dass „es auf die
Kleinbauern ankommt“ und die Zu-
kunft in ihren Händen liegt.
  Gerade hier aber kann oft mit we-
nig Aufwand und einfachster Tech-
nologie die Produktivität enorm ge-
steigert werden. Ganz zu schweigen
davon, dass sie mit deutlich weniger
Kunstdünger und Pestiziden aus-
kommen. Ganz unmittelbar ist auch
der Zusammenhang zwischen Aus-
bildung und Ertrag bei Frauen. Doch
hier liegt eben auch vieles im Argen.
Denn in zahlreichen Ländern haben
Frauen nicht das Recht, Land zu be-
sitzen, können sich und ihre Kinder
also nicht ernähren. Wenn ihre Män-
ner beispielsweise an Aids sterben,
sind sie völlig mittellos.
  Zur Effizienz, so der Weltagrar-
bericht, gehört auch, die Verluste in

der Lebensmittelkette zu vermin-
dern. Von den essbaren Feldfrüch-
ten, die geerntet werden, kommen
von 4600 darin enthaltenen Kalorie-
ren gerade einmal 2000 Kalorien
beim Verbraucher an. In den USA
werden 50 Prozent, in der EU im-
merhin noch 30 Prozent aller Nah-
rungsmittel weggeworfen.
  „Lebensmittel müssen weltweit
wieder mehr wert werden“. So das
Fazit des ersten Teils der Arbeits-
gruppe. Um diesen Paradigmen-
wechsel zu erreichen, genüge es aber
nicht, dass Verbraucherinnen und
Verbraucher umdenken, sondern es
muss durchaus auch die Systemfrage
gestellt werden – auch im Hinblick
auf die Agrarpolitik der Europäi-
schen Union.
  Der Einkommensanteil, der für die
Ernährung ausgegeben wird, muss in
den Industrieländern steigen. Es
muss klar sein, dass die Einhaltung
von Standards für Umweltschutz und
soziale Sicherung Geld kostet. Letzt-
lich indes, so ein Fazit des Work-
shops, sei eine gerechtere und gesün-
dere Ernährung gleichwohl deutlich
preisgünstiger als bisher. Das in die
Gesellschaft zu vermitteln, ist nach
Ansicht der Teilnehmerinnen und
Teilnehmer nicht zuletzt die Aufga-
be verantwortungsbewusster Politik.
  Aufgeräumt werden müsse in die-
sem Zusammenhang mit dem „70-
Prozent-Mythos“, der immer wieder

von Forschung und Politik ins Feld
geführt wird. Demnach muss sich
der landwirtschaftliche Ertrag um 70
Prozent steigern, wenn global neun
Milliarden Menschen ernährt werden
soll.
  Das, so Benedikt Haerlin, gelte je-
doch nur, „wenn wir genau so wei-
ter machen wie bisher“. Doch das
geht schon aus Gründen des Klima-
schutzes nicht. Tragen doch Land-
wirtschaft und Ernährung zu rund
40 Prozent der Produktion von
klimaschädlichen Gasen bei. Wenn
da der Ausstoß tatsächlich um die für
eine Minimierung des Temperaturan-
stiegs erforderliches Maß herunter-
geschraubt werden soll, ist ein „Wei-
ter so“ ohnehin undenkbar.
  Eine am Verbrauch orientierte
Effizienzrevolution nannte Haerlin
das Gebot der Stunde. Es gelte, ma-
ximale Nahrungserzeugung pro Hek-
tar bei minimalem Energieaufwand,
Wasserverbrauch und Umweltver-
schmutzung und größtmöglicher so-
zialer Gerechtigkeit zu schaffen.
  Derzeit indes, so wurde im Work-
shop angemerkt, gehe es nur um
größtmögliche Profite. „Über den
Tellerrand schauen und neues Be-
wusstsein schaffen“, ohne das, so die
Teilnehmenden, sei keine Zu-
kunftsfähigkeit zu erzielen. Wie der-
zeit in der Europäischen Union Le-
bensmittel produziert werden, sei
freilich keinesfalls geeignet als Bei-



Das Mittagessen war selbstverständlich ökologisch.

Nach der ersten Wokshopphase galt es für die Teilnehmer sich erst einmal am Mittagstisch zu
stärken.
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Fair Trade muss
oberstes Prinzip

werden

spiel zu dienen. Der verschwenderi-
sche Lebensstil muss in Frage gestellt
werden und Europa muss eine Land-
wirtschaft entwickeln, die nicht
Raubbau in anderen Ländern
betreibt.

  Dazu gehört eine andere
Verbraucherpolitik, aber auch das
Verbot von Dumpingpreisen und
Exporten, die andernorts Landwirt-
schaft zerstören. „Fair Trade“ muss
oberstes Prinzip der Agrarpolitik
Europas werden, so die klare Folge.
Öffentliche Unterstützung dürfe es
nur dort für Landwirte geben, wo sie
im öffentlichen Interesse und regio-
nal tätig werden. Subventionen je-
doch müssen „an der Grenze der EU
wieder eingesammelt werden“ und
dürfen nicht anderswo Märkte er-
obern helfen und Bauern kaputt
machen. „Es muss klar sein, dass jede
europäische Politik, die das Risiko in
sich birgt, das Recht auf Nahrung wo
anders zu verletzen, außerhalb des
demokratischen Konsenses liegt“, so
das Fazit.
  Das allein genügt aber wohl nicht,
vielmehr müsse die EU-Kommissi-
on dazu auch regelmäßige Rechen-
schaftsberichte vorlegen und das
Recht sowohl von Menschen inner-

halb wie auch außerhalb Europas
eingeklagbar sein. Erweitert wurde
das noch mit dem Hinweis, dass es
das Recht jedes Menschen sein müs-
se, sich „gesund“ zu ernähren.
  In diesem Zusammenhang ist es
wohl unabdingbar, auch die Gerech-
tigkeitsfrage und die Frage nach den
Produktionsbedingungen der Land-
wirte zu stellen. Sie sollten, so der
Konsens, die Menschen in aller Welt
ein ausreichendes Einkommen er-
wirtschaften können, um nicht aus
Not einen Raubbau an Ressourcen
treiben zu müssen.

  Nicht geklärt werden konnte im
Workshop, wie die Nachhaltigkeit,
also das Recht künftiger Generatio-
nen auf ihre Existenzrechte gefasst
werden könnte. Schnellstmöglich
anzustreben sei jedoch ein Morato-
rium auf die Produktion von
Agrosprit, der weltweit wohl derzeit
die größte Beschleunigung des
Hungerproblems zu verantworten
hat.
  „Ein sofortiger Ausstieg ist unab-
dingbar“, so die Mehrheit der Teil-
nehmenden. Der Treibstoff  sowie
die Futtermittel sorgen dafür, dass
die EU jährlich rund 35 Millionen
Hektar in Übersee an Land „ver-
braucht“. Diese negative Landbilanz
steht einer positiven „Dollarbilanz“
gegenüber. Das ist nur möglich, weil
in der Wertschöpfungskette Rohstof-
fe wie Soja vergleichsweise billig und
mit wenig Zollaufschlägen importiert
und „Veredelungsprodukte“ wie
Fleisch mit Zollaufschlägen und ver-
gleichsweise teuer exportiert werden.
  Unstrittig war auch, dass die Euro-
päische Union ein Landwirtschafts-
und Verbrauchsystem entwickeln
müsse, das bei der Berücksichtigung
regionaler Besonderheiten, weltweit
umsetzbar ist, eine Art „K ategori-
scher Imperativ“ der Landwirt-
schaftspolitik.



„Ist Fast-Food schon in Afrika ange-
kommen?“, formulierte es Work-
shop-Moderator Peter Tinnemann
beim Thema „Gesundheit und Bil-
dung, Public Health“ etwas über-
spitzt. Auf  jeden Fall haben die Zi-
vilisationskrankheiten die ärmeren
Länder erreicht. Darauf weisen die
Studien hin, die Peter Tinnemann,
Experte für Public Health an der
Berliner Charité-Klinik, in seinem
Eingangsstatement zu dem Work-
shop  präsentierte, unter anderem die
Unterschiede bei den häufigsten To-
desursachen in der Bevölkerung in
reichen und armen Staaten.
  So wurden beispielsweise in der
Schweiz Lungenentzündung, Tuber-
kulose (TBC) oder epidemische In-
fektionskrankheiten als häufigste
Todesursachen durch Krebs- und
Herz-Kreislaufkrankheiten in den
vergangenen 120 Jahren abgelöst.
Eine vergleichbare Entwicklung ist
seit einigen Jahren auch in ärmeren
Ländern zu beobachten. Auch hier
steigen laut einer Studie der Weltge-
sundheitsorganisation (WHO)
Krebs- und Kreislauferkrankungen

Moderator Peter Tinnemann gab das Eingangsstatement zu „Bildung und Gesundheit“
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Das Essen in Kindergärten und
Schulen muss kostenlos sein

bis zum Jahr 2030 teils drastisch an,
wogegen etwa Malaria oder TBC als
Todesursache zurückgehen.
  Es gibt aber noch andere, teils er-
schreckende Entwicklungen, wie Pe-
ter Tinnemann belegte. So fühlen
sich heute die älteren Menschen in
Deutschland gesünder als früher, bei
den Jüngeren ist es genau umgekehrt.
„Eine Ursache dafür ist die Fett-
sucht“, erläuterte der Wissenschaft-
ler von der Charité. So hatte in den
USA vor 20 Jahren nur jeder zehnte
Erwachsene einen Body Mass Index
(BMI) von über 30, heute ist es be-
reits jeder Dritte. Auch Deutschland
kommt dabei nicht viel besser weg,
denn hier weist jeder fünfte Erwach-
sene einen entsprechend hohen BMI
auf. Das lässt sich darauf zurückfüh-
ren, dass nicht nur die älteren Men-
schen immer dicker werden. Auch die
Jüngeren legen kräftig an Gewicht
zu.
  Doch was hat das Ganze mit der
Bildung der Menschen zu tun? Der
Zusammenhang ist sehr einfach, wie
eine Studie aus Russland belegt. Hier
wurde die Lebenserwartung von

Frauen mit einem Universitätsab-
schluss und einem einfachen Schul-
abschluss miteinander verglichen.
Deutlich zeigt sich, dass die Frauen
mit einem höheren Ausbildungsgrad
auch eine höhere Lebenserwartung
haben. „Das gleiche gilt für die Män-
ner“, ergänzte Peter Tinnemann.
  Eine Studie aus England mit einem
etwas überraschenden Ergebnis ver-
vollständigt das Bild. In dieser Stu-
die wurde das Mortalitätsrisiko von
Managern und einfachen Arbeitern
gegenüber gestellt. Heraus kommt,
dass die Manager ein geringeres
Mortalitätsrisiko haben als die ein-
fachen Arbeiter. Wie dieses Ergeb-
nis mit dem Essverhalten zusam-
menhängt, zeigt eine weitere Studie
unter kanadischen Schülern: Die
Schüler mit einer höheren Bildung
essen nämlich mehr Gemüse und
Obst.
  Fasst man dies alles zusammen, so
Peter Tinnemann, lässt sich verein-
facht sagen: Je ungebildeter und är-
mer die Menschen sind, desto dik-
ker und kranker sind sie. „Je höher
der Schulabschluss, desto geringer ist
der BMI-Index“, brachte es Peter
Tinnemann auf den Punkt.
  „Wir haben einen massiven Ausga-
benanstieg bei den Gesundheits-
kosten“, schilderte Norbert Paster-
nack von der Krankenkasse BKK-
advita die derzeitige Situation in
Deutschland. Von 1999 bis zum ver-
gangenen Jahr stiegen die Ausgaben
aller Krankenkassen in Deutschland
von 123 Milliarden Euro auf über
160 Milliarden Euro an. „V iele Ur-
sachen der Erkrankungen liegen im
Bereich Ernährung“, führte Norbert
Pasternack weiter aus. Dabei kommt
man aber mit den klassischen Metho-
den der Prävention nicht mehr wei-
ter. „Es fehlt auch an Eigenverant-
wortung der Menschen“, betonte der

Workshop „Gesundheit und Bildung“



Peter Tinnemann und Franziska Brantner in der Diskussion.
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Experte und verwies darauf, dass
beispielsweise jeder Einzelne mehr
Sport treiben könnte. Wichtig sei
dabei auch mit dem Thema „Ge-
sundheit“ bereits im Kindergarten zu
beginnen.
  Gerade der frühe Einstieg in das
Thema „Essen und Gesundheit“, am
besten bereits im Kindergarten, stieß
bei den Workshopteilnehmerinnen
und –teilnehmern auf große Reso-
nanz. Denn man war sich einig dar-
in, dass das Ernährungsverhalten
bereits während der Kindheit vorbe-
stimmt wird. Dazu kommt, dass in
unserer Gesellschaft häufig beide
Elternteile arbeiten gehen. „Dann
geht es nur noch darum, abends et-
was schnell auf den Tisch zu brin-
gen“, hieß es in der Diskussion.
  Deshalb kommt vor allem Fast-
Food auf den Tisch, und viele Kin-
der lernen nicht mehr zu kochen.
Gleichzeitig findet kein Hauswirt-
schaftsunterricht in den Schulen
mehr statt. „Die Schwerpunkte im
Unterricht sollten verändert werden.
Mehr Kochen und dafür vielleicht
weniger die Artenvielfalt am Amazo-
nas behandeln“, fasste Peter Tin-
nemann die Forderungen der Work-
shopteilnehmerInnen zusammen.
  Ein weiterer Punkt, der den Work-
shop beschäftigte, war das Essens-
angebot in den Kindertagesstätten.
„In Rheinland-Pfalz fallen immer
mehr Küchen in den Kindertage-
stätten weg. Das Essen wird dann
von einem Caterer geliefert“,  schil-
derte eine der Workshopteil-
nehmerinnen ihre Erfahrungen. So
können die Kinder nicht mehr beim
Essen auswählen und auch nicht ler-
nen, wie es ist, eine Karotte am Stück
zu essen. Viele Kindertagesstätten
haben lieber Catering als eine eigene
Küche, berichtete Norbert Paster-
nack. Das Catering wird bevorzugt,
da sonst Diskussionen über das Es-
sen aufkommen.
  Die eigene Küche im Kindergarten
oder in der Schule kann allerdings
auch die Gesundheitsaufsicht be-
schäftigen. Immerhin bestehen für
die Zubereitung von Speisen Hy-
gienerichtlinien. Die Europaab-
geordnete Franziska Brantner mach-

te in diesem Zusammenhang deut-
lich, dass vom Europäischen Parla-
ment zwar Hygienestandards vorge-
geben werden, diese sind jedoch in-
terpretierbar und werden oft zu eng
ausgelegt.
   Essen und die Finanzen sind na-
türlich eng miteinander verknüpft.
Deshalb wird häufig der billigste
Anbieter für das Catering ausge-
wählt, wodurch das angelieferte Es-
sen oft schlecht ist. „Was kann da die
Polit ik tun?“, fragte Moderator
Tinnemann. Wichtig sei es, dass die
Politik die gleichen Qualitätsstan-
dards bei Essen einführt wie bei der
Bildung, hieß es von Workshop-
teilnehmern und –teilnehmerinnen.
Besonders die Verwendung regiona-
ler Produkte bei der Essenszuberei-
tung war allen ein wichtiges Anlie-
gen. Um die Verwendung regionaler
Produkte durch politische Vorgaben
zu stärken, sah Franziska Brantner
einen wichtigen Hebel in den Trans-
portkosten. „Kr aftstoff  müsste ent-
sprechend teuer werden“, sagte sie.
Sie war darüber hinaus der Ansicht,
dass es möglich sein muss, gesundes
und regionales Fast-Food auf den
Tisch zu bringen, damit zum Beispiel
al leinerziehende Eltern einmal
schnell etwas zubereiten können.
  „Verantwortung und Geld sind
nicht an der gleichen Stelle“, zeigte
die Europaabgeordnete ein weiteres
Problem auf. Verstärkt durch die
Förderalismusreform hat der Bund

kein Mitspracherecht mehr bei den
Kindergärten, hier liegt die Verant-
wortung vor allem bei den Kommu-
nen. Diese haben aber vielfach nicht
das Geld, um die gewünschten Din-
ge umzusetzen.
  Ein weiterer Punkt in Bezug auf das
Essen ist die Stadtplanung. Hierbei
müssen nicht nur nahe gelegene Ein-
kaufsmöglichkeiten berücksichtigt
werden. Auch die räumliche Nähe
von Kindergarten, Schule und
Seniorenheim können positive Ef-
fekte mit sich bringen. Über das Es-
sen können nämlich die Generatio-
nen zusammen kommen. So sei es
etwa möglich, dass Schule, Kinder-
tagesstätte und Seniorenheim von
einer gemeinsamen Küche versorgt
werden und gemeinsam essen. Dar-
über hinaus muss bei der Stadtpla-
nung deren Auswirkung auf die Ge-
sundheit berücksichtigt werden.
   Im Workshop wurde außerdem
diskutiert, dass das Essen in den Kin-
dergärten und Schulen kostenlos zur
Verfügung gestellt werden muss,
wobei auf eine dezentrale Essenszu-
bereitung zu achten sei.
  Um erfolgreiche Modell- oder
Pilotprojekte, die in einigen Kinder-
gärten oder Schulen bereits umge-
setzt wurden, den anderen Leitern
von Kindergärten sowie den
Schulrektoren zugängig zu machen,
sollte eine entsprechende Datenbank
aufgebaut und die besten Modelle
flächendeckend umgesetzt werden.
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Die Überproduktion ist die Quelle
allen Übels

Workshop „Erzeuger und Verbraucher“

Corinna Kastl-Breitner aus Neustadt
verirrt sich zwar ab und zu in den
Supermarkt „um die Ecke“. Doch am
liebsten kauft sie ihre Lebensmittel
im Bio-Laden. Schon deshalb, weil
sie dem Händler vertraut und auf der
Verpackung keine lange Zutaten-Li-
sten lesen muss.
  „Erzeuger und Verbraucher“ war
das Thema eines Workshops bei der
Multiplikatoren-Konferenz in Mann-
heim. Zu der Runde unter der Regie
von Tanja Busse (Journalistin und
Autorin des Buches „Die Ernäh-
rungsdiktatur“) gehörten auch Ulrich
Jasper von der Arbeitsgemeinschaft
bäuerliche Landwirtschaft, AbL, der
Bioland-Bauer Bernd Naumer aus
der Pfalz, Bertram Fischer, der seine
Lebensmittel aus einer Erzeugerge-
meinschaft bezieht, die einen eben-
falls in der Pfalz ansässigen Bio-Bau-
ernhof betreibt, außerdem ein Agrar-
wissenschaftler, eine Ernährungswis-
senschaftlerin, ein Forstwirt und an-
dere engagierte Konsumenten. Und
natürlich Martin Häusling aus Hes-
sen, grüner Europaabgeordneter und
„Wochenend-Bauer“ auf seinem
Bioland-Betrieb mit Milchkühen und
Käserei.

Moderatorin Tanja Busse zusammen mit den Experten Martin Häusling (links) und Ulrich
Jasper (Mitte) beim Workshop „Erzeuger und Verbraucher“.

Volkes Stimme ist
gefragt

  In der Runde sollten Thesen für die
„Mannheimer Erklärung“ verfasst
werden, die die Europaabgeordnete
Franziska Brantner schon bald dem
EU-Agrarkommissar übergeben will.
Schließlich soll die Agrarreform ab
2013 greifen und bei der Vorberei-
tung ist Volkes Stimme gefragt. The-
men des Workshops waren die glo-
bale Agrarwirtschaft, der Anbau von
Gen-Mais, die Massentierhaltung
und die Machenschaften der Er-

nährungsindustrie, aber es ging auch
ans „Eingemachte“: Corinna Kastl-
Breitner plädierte für mehr Koch-
unterricht an den Schulen und dafür,
dass Kinder und Jugendliche dort
mehr über die Produktion von Le-
bensmitteln und deren Verarbei-
tung lernen sollen, und damit ernte-
te sie in der Runde Zustimmung.
Etwa von der Ernährungswissen-
schaftlerin Christiane Strobel aus
Worms. Im Kreis der Familie hat sie,
die im Ortsverband der Grünen in
Neustadt aktiv ist, schon manche
Punktlandung gemacht. Ihr Sohn
backt sich inzwischen gerne die Piz-
za aus eigenen Zutaten und hat längst
gelernt, wie man einen Hefeteig zu-
bereitet. Wenn Kochen verstärkt auf
dem Lehrplan stünde, wäre auch ei-
niges in Sachen Haushaltführung zu
vermitteln und würde überdies die
Sozialkompetenz gestärkt, befand
auch die Ernährungswissenschaftle-
rin. Eine Teilnehmerin aus Limbach
im Odenwald berichtete, dass ihre
drei inzwischen erwachsenen Söhnen

von ihr Kochen, Spülen und Putzen
gelernt hätten. Sie fügte allerdings an,
sie sei zuhause gewesen, als die Kin-
der klein waren. Dass zwei berufstä-
tige Elternteile diese Erziehungsar-
beit leisten könnten, hielt sie eigent-
lich für ausgeschlossen. Umso wich-
tiger, dieses Wissen in den Ganztags-
schulen zu vermitteln.
  Als mögliche Diskussionsthemen
hatte sich Tanja Busse stichwortartig
einiges bis hin zum „Saatgutrecht“
notiert. Schließlich rückte das Ver-
hältnis zwischen Verbraucher und
Erzeuger in den Mittelpunkt. Schnell
war man beim Thema „Hygiene-Vor-
schriften“ angelangt. Verbunden mit
dem Vorschlag, manche EU-Vorga-
ben für Direktvermarkter zu lockern.
Demnach ist es für einen Großbe-
trieb zwar sinnvoll, einen „Schlach-
tungsvorgang“ auf mehrere Räume
zu verteilen. Für einen Kleinbetrieb
würden die notwendigen Investitio-
nen aber mitunter räumlich wie fi-
nanziell an die Kapazitätsgrenze ge-
hen. Also müsste das Schlachten



Ulrich Jasper stellte abschließend die im Workshop „Erzeuger und Verbraucher“ erzielten
Ergebnisse vor.
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auch einfacher möglich sein, ohne
dass die Hygiene darunter leiden
müsste.
  „Workshop drei“ befasste sich
überdies mit der Lebensmittelüber-
wachung, für die bislang die Kom-
munen zuständig sind, also die die
Kommunen und Kreise die Verant-
wortung tragen. Die Workshop-Teil-
nehmer schlugen vor, die Lebensmit-
telkontrollen höher anzusiedeln und
damit unabhängig von lokalen Inter-
essen. Zumindest auf Landesebene.
Dazu meinte Martin Häusling:
„Nach jeder Krise beziehungsweise
nach jedem Lebensmittelskandal
wurde noch eins draufgesetzt“. Dazu
gehörten auch sinnlose Vorschriften
oder welche, die kaum zu kontrollie-
ren sind. Beispielsweise gibt es die
Regel, wusste Landwirt Bernd
Naumer, dass der Fußboden in ver-
arbeitenden Betrieben „hell und
leicht zu reinigen“ sein muss.
  Ein Agrarwissenschaftler in der
Runde fand einige Vorschriften zur
Vorbeugung von Infektionen etwas
überzogen. Er bedauerte auch, dass
der Milchverkauf „ab Hof“ schon
seit Jahren nur noch unter großem
Aufwand möglich sei. Dies, weil
Rohmilch hier und da zu Infektio-
nen führte. Das könnte seiner Ein-
schätzung nach allerdings die Aus-
nahme gewesen sein, weil sich
Bakterienstämme immer mal wieder
verändern. Grundsätzlich hält er
Milch „frisch von der Kuh“ für sehr
gesund.
  Dazu noch ein Beitrag von Martin
Häusling: Er meinte, die „Haltbar-
machung“ von Milch habe nichts mit
Lebensmittelhygiene zu tun, sondern
diene nur den Supermärkten. Das
Haltbarkeitsdatum auf sonstigen
Lebensmitteln stufte er ebenfalls als
„überzogen“ ein. Viele Produkte sei-
en auch nach ihrem vermeintlichen
Verfall noch genießbar. Doch im
Workshop stand ja der direkte Be-
zug zwischen Erzeuger und Verbrau-
cher im Mittelpunkt. Also auch der
Direktvermarkter. Auf  „Vertrauen
beim Verkaufen“ setzte Ulrich Jasper
von der Arbeitsgemeinschaft bäuer-
liche Landwirtschaft (AbL), die sich
nachhaltiges Wirtschaften aufs Pro-

gramm geschrieben hat. Laut Jasper
muss eigentlich jeder Direktver-
markter daran interessiert sein, dass
die Kundschaft zufrieden ist.
Schließlich soll sie wiederkommen.
Wer dort kauft, kann die Herkunft
der Produkte leicht nachvollziehen
und davon ausgehen, dass die Trans-
portwege kurz sind. In Supermärk-
ten ist das wiederum anders. Und
auch bei Produkten, die unter schö-
nen Namen wie „Alpenmilch“ auf
den Markt kommen, obwohl die
Milchkühe vielleicht nur den Stall
oder eine flache Wiese irgendwo in
Deutschland gesehen haben. „Auf
der Packung sind die Alpen dann
besonders hoch aufgefaltet“, sagte
Ulrich Jasper. Die Verbraucher soll-
ten sich davon nicht täuschen lassen,
lautete seine Botschaft.
  Deshalb waren auch Werbe-
strategien kurz Thema des Work-
shops sowie Paragraph 11 des
Lebensmittelgesetzes, das „irrefüh-
rende Bezeichnungen“ eigentlich
nicht zulässt. Das müsste eben nur
genauer kontrolliert werden.
  „Die Überproduktion ist die Quel-
le al len Übels“ meinte Martin
Häusling bezüglich der Milchwirt-
schaft. Den Bauernprotest gegen sin-
kende Milchpreise hat er natürlich
hautnah mitbekommen, kann den
Erzeugern an dieser Stelle aber nur
raten, sich besser zu organisieren.

„Über Genossenschaften allein geht
das nicht“, so sein Eindruck. Er wür-
de auch die Forderung an die EU un-
terschreiben, Milchkühe nicht mehr
mit Mais, sondern mit Gras zu füt-
tern, das weit mehr Inhaltsstoffe hat.
Oder zumindest jenen Bauern Zu-
schüsse zubilligen, die ihre Milchkü-
he gesund ernähren.
  Und was tragen Kommunen zur ge-
sunden Ernährung der Bevölkerung
bei? Bislang nicht allzu viel. Noch
immer bekommen bei der Ausschrei-
bung für die Einrichtung von Kanti-
nen in Schulen, Kindertagesstätten
oder Altenpflegeheimen meistens die
billigsten Anbieter den Zuschlag.
  Diese gängige Praxis muss laut
Franziska Brantner seit längerem
nicht mehr sein. Demnach können
bei der Ausschreibung auch nach
EU-Richtlinien ökologische Anbie-
ter bevorzugt werden, soweit dies in
der Ausschreibung definiert wurde
(siehe auch: www.heide-ruehle.de/
heide/fe/pub/de/dct/706).
  Noch eine Anregung aus „Work-
shop drei“: Dort wünschte man sich
ein „Internet-Portal“ für Verbrau-
cher, das zum Beispiel über regiona-
le Erzeuger von Bio-Waren informie-
ren könnte. „Verbraucher und Er-
zeuger sollten sich gegenseitig in ih-
rer Verantwortung stärken“, so Ul-
rich Japser in seinem Schlusswort.
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Stellen wir uns einmal vor, ein
Mensch, der vor Hunger fast stirbt,
stünde in unserer Küche. Dann wür-
den wir ganz gewiss sagen „Ich bin
satt, nimm Du doch mal...“ Dieses
Beispiel wählte die Autorin und Jour-
nalistin Tanja Busse, um das Publi-
kum im Literatur-Café in der Stadt-
bücherei Heidelberg für das Thema
„Essen für alle in der Einen Welt“
zu sensibilisieren.
  Dorthin lud Franziska Brantner,
Europaabgeordnete der Grünen für
die Metropolregion Rhein-Neckar,
zu einem Diskussionsabend in lok-
kerer Runde und mit Linsen-Curry-
Süppchen zum Auftakt. Da hatte die
junge Mutter bereits einen anstren-
genden Tag hinter sich. In Mann-
heim war gerade eine gut besuchte
Multiplikatoren-Konferenz zum glei-
chen Thema in den Räumlichkeiten
des Landesverbandes der Sinti und
Roma über die Bühne gegangen, de-
ren Ergebnisse Tanja Busse
zusammenfasste.
  Demnach ist in den nächsten Jahr-
zehnten eine Wende absehbar. Schon
deshalb, weil die Produktion von
Stickstoffdünger von Erdöl abhän-

Moderatorin Kirsten Baumbusch mit Heinz Reinke vom Nicaragua Forum.

Essen für alle in der einen Welt
Die Europaabgeordnete Franziska Brantner hat die Revision des

EU-Agrarhaushaltes im Blick

gig ist und dieses immer knapper
wird. Eine Milliarde Menschen hun-
gern, genau so viele leiden an krank
machendem Übergewicht. Und die
Schere öffnet sich immer weiter.
  Die Autorin Tanja Busse („Die
Ernährungsdiktatur“) meldet sich
auf diesem Gebiet immer wieder kri-
tisch zu Wort, weiß um die Machen-
schaften der Agrarmultis und der
Lebensmittelindustrie sowie der Tat-

sache, dass pro Stunde etwa 4000
Menschen auf der Welt an Hunger
sterben.
  „Essen in der Gesellschaft neu ge-
stalten“ ist auch erklärtes Ziel von
Franziska Brantner, die in Brüssel
und Straßburg nicht nur im Außen-
und Frauen-, sondern auch im Haus-
haltsausschuss sitzt.
  Sie schlägt vor, kommunale Ein-
richtungen zwischen Kindergarten,
Schulen und Altenpflegeheimen
könnten verstärkt gemeinsame Sache
machen und Mittagstische über die
Generationen hinweg anbieten. Im
Idealfall könnten die Speisen aus bio-
logischen Anbau in der jeweiligen
Region stammen. Dass fast ebenso
viele Milliarden an Euro dafür ver-
wendet werden, ernährungsbedingte
Krankheiten zu kurieren wie für Bil-
dung, schmerzt die junge Parlamen-
tarierin. Ebenso, dass rund die Hälf-
te der in Deutschland erzeugten
Nahrung erst gar nicht auf den Tisch
kommt. Entweder, weil sie noch auf
dem Acker verfault, wegen des ab-
gelaufenen Haltbarkeitsdatums aus
den Regalen der Supermärkte ent-
fernt oder zuhause nicht gegessen
wird und in den Mülleimer wandert.

Selbstverständlich gab es für die Teilnehmer an dem Workshop nur ökologisch produzierte
Lebensmittel.
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  Als Referentin der grünen Europa-
abgeordneten bat Kirsten Baum-
busch mit Frank Wetzel einen regio-
nalen Experten zum Gespräch. Er ist
Stadtrat der Grünen in Heidelberg,
kandidiert als Zweitkandidat von
Theresia Bauer für die Landtagswahl
in Heidelberg und ist Inhaber der
einzigen Bioland-Baumschule in der
Region.
  Seiner Ansicht nach ist Heidelberg
und Umgebung für Bio-Konsumen-
ten eine „Insel der Seligen“ – bei
kommunalen Ausschreibungen tau-
che das Wörtchen „Bio“ aber so gut
wie nie auf. Bio-Anbieter könnten
seiner Schilderung nach durchaus
fristgerecht liefern, wenn man ihnen
eine etwas längere Vorlaufzeit ge-
währte.
  Den Verbraucher als „Co-Produ-
zent“ stellte Heinz Reinke vom Ni-
caragua-Forum in den Mittelpunkt.
Jeder Griff  ins Supermarktregal ist
demnach ein Auftrag an die Land-
wirtschaft irgendwo in der Welt. So
gesehen muss der Käufer einfach
bedenken, wo und wie beispielswei-
se Kaffee hergestellt wird bezie-
hungsweise, ob die Plantage im Fa-

milienbetrieb das Auskommen für
die Anbauer sichert. Seinerseits gab
er immerhin die frohe Botschaft,
dass bei Gemeinderatssitzungen im
Heidelberger Rathaus „Partner-
schaftskaffee“ getrunken wird.
  Im Literaturcafé stellte außerdem
Martin Wolpold-Bosien die Organi-
sation „FIAN“ v or, die seit 24 Jah-

ren für das „Menschenrecht“
kämpft, keinen Hunger leiden zu
müssen.
  Er findet, die Verursacher von
Hunger müssten künftig bestraft
werden. „Wir müssen da mal andere
Töne anschlagen“, lautet sein Vor-
satz. Er wie die Referentinnen und
Referenten vor ihm sehen zum Bei-
spiel den Anbau von Soja als Futter-
mittel für die Schweinemast in Eu-
ropa in Ländern wie Brasilien aus-
gesprochen kritisch.
  Um gentechnikfreie Futtermittel
ging es im Beitrag von Josef Feil-
meier. Ihm und seinen Mitstreitern
ist es gelungen, in Teilen Bayerns ei-
nen Bewusstseinswandel in Gang zu
bringen – und konventionell wirt-
schaftende Bauern davon zu über-
zeugen, auf gentechnisch veränder-
te Futtermittel zu verzichten.
  Und was ist mit Agrosprit, der  ger-
ne fälschlich als „Bio-Sprit“ bezeich-
net wird? Der, so betonten die Refe-
renten, sorgt mit Monokulturen von
Zuckkerrohr, Palmöl und anderen
dafür angebauten Pflanzen mit da-
für, dass rund 70 Prozent der Hun-
gernden auf der Welt auf dem Land
leben und sich trotzdem nicht das für
sie Nötigste anbauen können. Ein
sofortiger Stopp dieser Entwicklung,
so auch Franziska Brantner, sei un-
abdingbar.

Martin Wolpold-Bosien (FIAN) im Gespräch mit Kirsten Baumbusch.

Die Europaabgeordnete Franziska Brantner will essen in der Gesellschaft neu gestalten.



    Entwurf  für die Metrogrüne
Erklärung zur Reform der europäischen

Agrarpolitik 2013
entstanden bei der Multiplikatoren-Konferenz "Essen für alle" in Mannheim am 29. Oktober 2010 auf
Einladung der Europaabgeordneten Dr. Franziska Brantner und der Fraktion Die Grünen/EFA. Die Re-
solution wird von den Unterzeichnern ausdrücklich unterstützt und soll dem Agrarkommissar durch die
Abgeordnete übergeben werden.

Präambel:

Die EU-Agrarreform, die 2011 diskutiert und 2012 beschlossen wird, ist unserer Ansicht nach eines der
wichtigsten Gesetze für die kommenden Jahrzehnte: für die Umwelt, für das Klima, für die Entwicklungs-
politik, den Verbraucherschutz und unsere Gesundheit. Das Ziel der künftigen Agrarpolitik der Europäi-
schen Union muss es sein, zu einer gerechten, zukunftsfähigen und nachhaltigen Erzeugung von Lebens-
mitteln überall auf der Welt beizutragen. Das hat die bisherige EU-Agrarpolitik versäumt.

Deshalb wünschen wir, die Unterzeichner der Metrogrünen Erklärung, dass folgender Satz der neuen EU-
Agrarpolitik vorangestellt wird:

Die bisherige europäische Agrarpolitik war nicht ökologisch, nicht nachhaltig und auch nicht gerecht,
sondern zerstörerisch und ausbeuterisch. Das muss sich ab 2013 ändern.

Dazu fordern wir einen "Kategorischen Imperativ" für die Landwirtschaft nach dem Prinzip: Wirtschafte
so, dass deine Wirtschaftsweise von allen praktiziert werden kann, ohne damit den Boden, das Klima und
die globalen Ökosysteme heute und in Zukunft zu schädigen.

Wir fordern eine Politik, die keinen Menschen dazu zwingt, aus Not Raubbau zu betreiben – weder an den
Ökosystemen, noch am Leben anderer Menschen und Geschöpfe, noch an seiner eigenen Gesundheit.

Europäische Union:

- Die neue EU-Landwirtschaft soll ökologisch und nachhaltig und klimafreundlich und gerecht werden.

- Export-Dumping muss endgültig der Vergangenheit angehören.

- Alle öffentlichen EU-Mittel, die in die Agrarwirtschaft fließen, müssen an strikte ökologische Kriterien
gebunden sein und dem Klima und der Artenvielfalt nutzen. Subventionen müssen an der Grenze wieder
„eingesammelt“ werden, damit sie nicht zum Preisverfall in anderen Regionen des Globus führen.

- Das Menschenrecht auf Nahrung, dem alle EU-Staaten völkerrechtlich verpflichtet sind, muss oberstes
Prinzip der Agrarpolitik sein. Die EU-Kommission soll jährlich einen Bericht über die Einhaltung vorle-
gen. Verletzungen müssen einklagbar sein, auch von Menschen außerhalb der EU.

-  Die EU beansprucht derzeit 40 Millionen Hektar außerhalb ihrer Grenzen für die Produktion von Fut-
ter- und Lebensmitteln und anderen Agrarerzeugnissen – Land, das vielerorts für die Versorgung der loka-
len Bevölkerung fehlt. Diese Fläche muss verringert werden.
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- Fair Trade muss Standard bei jeglicher Art von Produktion und Beschaffung werden.

- Rund 40 Prozent aller klimaschädlichen Gase stammen aus Landwirtschaft und Ernährungindustrie. Vor
allem die Fleischproduktion belastet das Klima. Diese Emissionen müssen reduziert werden, und die EU-
Landwirtschaft muss in Zukunft ihr Potential, Kohlendioxid zu binden, ausschöpfen.

- Wasser und Saatgut sind Gemeingüter und müssen öffentlich zugänglich sein.

- Das Sortenrecht für Nutzpflanzen muss reformiert werden: Nach dem Auslaufen der Lizenzen sollen alle
Sorten zum öffentlichen Eigentum werden. Das Landwirteprivileg, von der eigenen Ernte Saatgut für die
nächste Aussaat zu verwenden, muss erhalten bleiben.

- Alle Patente auf Leben sind ausgeschlossen.

- Europa soll gentechnikfrei werden. Die Zulassungen von gentechnisch manipulierten Pflanzen müssen
zurückgenommen werden. Wenn doch gentechnisch veränderte Pflanzen angebaut werden, muss der An-
bauer für Verunreinigungen von Nachbarfeldern haften. Die Forschung an gentechnisch veränderten Pflan-
zen darf nicht mehr öffentlich gefördert werden. Die Nulltoleranz bei Saatgut gilt es beizubehalten. Eine
klare und verbraucherfreundliche „Ohne-Gentechnik“-Kennzeichnung ist unabdingbar.

- Biologischer Pflanzenschutz muss Vorrang vor dem Einsatz von Pestiziden bekommen. Das soll europa-
weit gesetzlich geregelt werden.

- Weltweit gehen immer mehr Flächen für den Anbau von Nahrungsmitteln verloren, weil darauf Energie-
pflanzen angebaut werden. Deshalb ist ein Moratorium für die Agrospritproduktion erforderlich.

Erzeuger und Verbraucher:

- Die Lebensmittelaufsicht darf nicht länger kommunal sein, so dass strenge Kontrollen nicht durch perso-
nelle Verflechtungen und wirtschaftliche Interessen verhindert werden. Hygienevorschriften sollen gege-
benenfalls in begründeten Fällen an die lokalen Bedürfnisse angepasst werden können. Ein Ombudsmann
soll bei Konflikten vermitteln.

- Kurze Erzeuger-Verbraucherketten sollen auf allen Ebenen politisch gefördert werden. Dazu muss der
Transport verteuert werden. Direktvermarkter dürfen nicht durch überflüssige bürokratische Vorgaben
ausgebremst werden. Verbraucherportale im Internet sollen den regionalen Einkauf fördern und erleich-
tern.

- Der Paragraph 11 des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches verbietet die Irreführung von Konsu-
menten beim Einkauf: Diese Regelung soll künftig eingehalten und kontrolliert werden.

- Eine Lebensmittelauszeichnung nach Vorbild der Eierkennzeichnung soll verbindlich für alle Produkte
tierischer Herkunft sein. Gute Tierhaltung und die Herkunft der Futtermittel müssen klar erkennbar sein,
auch bei verarbeiteten Produkten.

Erziehung und Bildung:

- Die Ernährung unserer Kinder ist Ausdruck unserer Wertschätzung zukünftiger Generationen.

- Kinder sollen darin unterrichtet werden, wie Nahrungsmittel wachsen, erzeugt und geerntet werden, sie
sollen wissen, wo das Essen herkommt und wie es zubereitet wird.
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- In allen öffentlich geförderten Kindertagesstätten und Schulen sollen regional angebaute ökologische
Zutaten frisch zubereitet werden.

- Viele neue Ideen und Ansätze werden in Kitas und Schulen als Modell- oder Pilotprojekte engagiert
ausprobiert. Diese Projekte sollen weiter gefördert und als so genannte „Good Practice“-Modelle langfri-
stig verankert sowie flächendeckend und dauerhaft etabliert werden.

Gesundheit:

- Essen wird in öffentlichen und nicht-öffentlichen Einrichtungen häufig nicht nach seiner Auswirkung
auf die Gesundheit ausgewählt, sondern ausschließlich nach Kostenfaktoren. Das muss geändert werden.
Wir fordern, dass in Einrichtungen zur Gemeinschaftsverpflegung zukünftig nur noch möglichst regiona-
les und gesundes Essen angeboten wird. Dafür sollen Qualitätsstandards entwickelt werden.

- Die Wechselwirkung von Ernährung und Gesundheit muss in die öffentlichen Planungen einbezogen
werden. Auch bei allen städteplanerischen Aufgaben sollen die Auswirkungen auf Gesundheit und Ge-
meinwohl mitbetrachtet werden, etwa bei der Förderung von gemeinsamen Gärten und Mittagstischen in
Wohnvierteln.

- Die Gesundheitspolitik soll sich endlich auch der Prävention widmen und einen Schwerpunkt auf gesun-
de Ernährung legen.

Schluss:

Auch die Konsumentinnen und Konsumenten tragen Verantwortung: Jeder Lebensmittel-Einkauf ist ein
Auftrag an die Produzenten, auf diese oder eben eine andere Art zu wirtschaften.
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Pressemitteilung des Grünen-Büros der Metropolregion Rhein-Neckar, Franziska Brantner vom
29.10.2010

Essen für alle in der einen Welt

Die grüne Europaabgeordnete Franziska Brantner lud am Freitag zu einer Multiplikatoren-Konferenz
„Essen für alle“ nach Mannheim ein

Mannheim. „Wir müssen die Andersmacher und die Andersdenker zusammenbringen“, so formulierte
die grüne Europaabgeordnete für die Metropolregion Rhein-Neckar, Franziska Brantner anlässlich der
von ihr initiierten Veranstaltung „Essen für alle“ am Freitag in Mannheim. „Denn“, so weiß die junge
Parlamentarierin „alles hat mit allem zu tun“. Das gelte ganz besonders im Hinblick auf die Erzeugung
von Lebensmittel und die künftige Agrarpolitik. „Davon wird abhängen“, so sagte die 31-Jährige , „wie
das Leben der Menschheit auf diesem Planeten künftig aussehen wird“.
Deshalb hatte die Europaabgeordnete im Namen ihrer Fraktion „Die Grünen/EFA“ zu einer Multipli-
katoren-Konferenz mit dem Titel„Essen für alle“ eingeladen. Auch die fand nicht an irgendeinen Ort,
sondern in die Räumlichkeiten des Landesverbandes der Sinti und Roma und damit in einem mitten in
den Quadraten gelegenen historischen Gebäude mit ausgebautem Weinkeller statt. Ausgangspunkt ist
die anstehende Reform des Agrarhaushaltes der Europäischen Union zum Jahr 2013. Erstmals darf mit
dem Lissabon-Vertrag das Parlament mitbestimmen.
Und Parlamentarier wie Franziska Brantner sowie ihr ebenfalls in Mannheim anwesende Kollege Martin
Häusling wollen dafür sorgen, dass für die dann anschließenden sieben Jahre so manche Schraube anders
gestellt wird als bisher. Doch das Thema ist so komplex wie das Leben selbst. Es hat mit Außen- und
Haushaltspolitik ebenso viel zu tun wie mit Klimawandel, Entwicklungshilfe und Ökologie.
Keine Wunder, dass sich vom Aufruf  Franziska Brantners, diesen Denkprozess mit anzustoßen, eine
rund hundertköpfige vielfältige Menschenschar angesprochen fühlte. „Betroffene und Experten sind wir
in Sachen Ernährung irgendwie alle“, brachte die Autorin und Moderatorin Tanja Busse die Sache auf
den Punkt. Fachleute aus den Bereichen Gesundheit und Pädagogik, Ökologie, Ökonomie, Agrarbereich
und Eine-Welt-Arbeit hatten denn auch ihr Interesse und waren mit von der Partie. Doch nicht nur als
Konsumenten, das machte Franziska Brantner gleich zu Beginn klar, sondern auch als „Mitdenkerinnen
und Mitdenker“ für die künftige Agrarpolitik. In den vier Workshops „Gesundheit und Bildung“, „Es-
sen in einer Welt“, „Erzeuger und Verbraucher“ sowie „Ökonomie und Ökologie“ rauchten denn auch
die Köpfe. Die Ergebnisse sollen später in eine „Erklärung“ für den EU-Agrarkommissar münden.
„Es geht um die Neugestaltung der Agrarpolitik für die nächsten sieben Jahre nach 2013“, machte
Brantners Parlamentskollege und Landwirt Martin Häusling deutlich. Und der Haushaltsposten dafür ist
mit 56 Milliarden Euro immer noch der größte in der EU überhaupt. Er hofft nun, dass die Reform
auch tatsächlich eine wird, die ihren Namen verdient. „Wir brauchen dringend eine grüne Wende, denn
hier läuft vieles in die falsche Richtung“, so der Abgeordnete aus Hessen. Sorgen macht ihm vor allem
die enormen Konzentrationsprozesse hin zur rein industriellen Landwirtschaft und das damit verbunde-
ne Verschwinden der Kleinbauern. Denn ohne sie ist eine Ernährung der Menschheit schlicht nicht
denkbar. „Wir müssen die Menschen sensibilisieren“, so Häusling. Das gelte im Parlament wie in der
Gesellschaft, denn die Verantwortung ist eine gemeinsame. Das sah die rheinland-pfälzische Bundestags-
abgeordnete Ulrike Höfken in Mannheim genauso. „Bei der Ernährung mache sich derzeit ein ähnliches
Raubrittertum breit wie einst bei den Energiefragen“. Und genau an diesem Punkt wird ihrer Ansicht
nach das „Private ungemein politisch“, denn das Recht auf Nahrung, so Höfken, „ist schlicht als Men-
schenrecht zu verteidigen und durchzusetzen“.
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